EU-Erweiterung: Übersicht über die wichtigsten Übergangsfristen (chronologisch) (Quelle: AA)

ab 1. Mai 2004
Beitritt der zehn neuen Mitgliedstaaten. Damit verbunden: Erstreckung der Acquis communautaire auf die neuen Mitgliedstaaten. Jedoch Übergangsfristen zum Acquis für verschiedene Lebensbereiche (u.a. landwirtschaftli​che Direktzahlungen, Arbeitnehmerfreizügigkeit, Kabotage, steuerliche Regelungen).


Die Einführung des Euro sowie die mit der Öffnung der Binnengrenzkontrollen zusammenhängenden Teile des Schengen-Acquis erfolgen, nachdem der neue Mitgliedstaat die jeweiligen Voraussetzungen erfüllt hat (ohne Rückzugsklausel).


Schrittweise Einführung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen mit 25% des EU-Niveaus
 (2013 erreichen Direktzahlungen 100% des EU-Niveaus). Nationale Aufstockung aus nationalen Haushaltsmitteln um weitere 30% auf maximal 100% des EU-Niveaus möglich. Für die nationale Aufstockung können 2004 – 2006 durch Umschich​tung auch EU-Mittel für die ländliche Entwicklung verwendet werden (diese Umschichtung ist kostenneutral und kann nach 2007 nicht fortgesetzt werden).

ab 2005
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 30% und maximal 60% des EU-Niveaus.

31. Dezember 2005

Schließung des Reaktors I des KKW Ignalina in Litauen.

ab 2006
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 35% und maximal 65% des EU-Niveaus.

bis 1. Mai 2006
Arbeitnehmerfreizügigkeit
 für alle Beitrittsländer (außer Malta und Zypern) suspendierbar: Mitgliedstaaten können ihre nationalen Regelungen weiterhin anwenden. Mitgliedstaaten überprüfen auf Grundlage eines Berichts der Kommission an den Rat, ob sie für die Arbeitnehmerfreizügigkeit weiterhin (bis 1. Mai 2009) ihre nationalen Re​gelungen oder künftig den Acquis anwenden wollen.

bis 1. Mai 2006
Kein Zugang zum Markt im nationalen Straßengüterverkehr (Kabotage) für Estland, Lettland, Litauen, Slowakei und Tschechien (gegenseitige Übergangsfristen). Derzeitige und künftige Mitgliedstaaten können Übergangsfristen für Zugang zum Kabotagemarkt um zwei Jahre (bis 1. Mai 2008) verlängern.

bis 31. Dezember 2006
Frist für Umstrukturierung des polnischen und tschechischen Stahlsektors läuft ab.

31. Dezember 2006

Schließung des Reaktors I des KKW Bohunice in der Slowakei.

ab 2007
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 40% und maximal 70% des EU-Niveaus.

bis 1. Mai 2007
Kein Zugang zum Markt im nationalen Straßengüterverkehr (Kabotage) für Ungarn und Polen (gegenseitige Über​gangsfristen).

ab 2008
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 50% und maximal 80% des EU-Niveaus.

1. Mai 2008
Derzeitige Mitgliedstaaten und Estland, Lettland, Litauen, Tschechien und Slowakei können bei Störungen auf dem Kabotagemarkt Übergangsfristen um ein Jahr (bis 1. Mai 2009) verlängern.

31. Dezember 2008

Schließung des Reaktors II des KKW Bohunice in der Slowakei.

ab 2009
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 60% und maximal 90% des EU-Niveaus.

bis 1. Mai 2009
Tschechien, Ungarn, Polen und Zypern dürfen bestehende Beschränkungen beim Erwerb von Zweitwohnungen aufrechterhalten.

ab 1. Mai 2009
Anwendung der Arbeitnehmerfreizügigkeit, Ausnahme: im Falle schwerer Störungen des Arbeitsmarktes oder der Gefahr einer solchen Störung können die Mitgliedstaaten ihre nationalen Regelungen für (maximal) zwei weitere Jahre aufrechterhalten.

ab 1. Mai 2009
Freier Zugang zum Kabotagemarkt.

bis 31. Dezember 2009
Für das Stahlwerk US Steel in der Slowakei dürfen steuerliche Beihilfen aufrechterhalten werden.

31. Dezember 2009

Schließung des Reaktors II des KKW Ignalina in Litauen.

ab 2010
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 70% und maximal 100% des EU-Niveaus.

bis 31. Dezember 2010
Für mittlere Unternehmen in Polen dürfen steuerliche Begünstigungen aufrechterhalten werden.

ab 2011
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 80% und maximal 100% des EU-Niveaus.

bis 1. Mai 2011
Slowenien darf für den Immobilienmarkt die allgemeine wirtschaftliche Schutzklausel anwenden.

bis 1. Mai 2011
Tschechien, Slowakei, Ungarn, Litauen, Lettland und Estland können Erwerb von Agrar- und Forstland durch EU-Bürger beschränken
.

ab 1. Mai 2011
Generell Anwendung der Arbeitnehmerfreizügigkeit.

ab 1. Mai 2011
Bei ernsthaften Störungen des Marktes für Agrarland, bzw. der Gefahr derselben kann die Kommission Über​gangsfristen für Erwerb von Agrar- und Forstland durch EU-Bürger in Tschechien, Slowakei, Ungarn, Litauen, Lett​land und Estland um drei Jahre verlängern (bis 1. Mai 2014).

bis 31. Dezember 2011
Für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in Ungarn und Malta dürfen steuerliche Begünstigungen aufrechterhalten werden.

bis 31. Dezember 2011
Für kleine Unternehmen in Polen dürfen steuerliche Begünstigungen aufrechterhalten werden.

ab 2012
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 90% und maximal 100% des EU-Niveaus.

ab 2013
Direktzahlungen in der Landwirtschaft an neue Beitrittsländer in Höhe von mindestens 100% des EU-Niveaus.

bis 1. Mai 2016
Polen kann Erwerb von Agrar- und Forstland durch EU-Bürger beschränken
.

bis 31. Dezember 2017
Abweichend von der Großfeuerungsrichtlinie (RL 2001/80/EG) gelten die Emissionsgrenzwerte für Stickoxidemis​sionen auf bestimmten Anlagen in Polen nicht.

� 	Angabe: Direktzahlungen die von der Europäischen Union finanziert werden (ohne mögliche nationale Aufstockung)


� 	spätestens


� 	Deutschland und Österreich können für die Dauer ihrer jeweiligen nationalen Regelung der Arbeitnehmerfreizügigkeit auch in bestimmten Bereichen der grenzüberschreitenden Dienstleistungen (in Deutschland: Baugewerbe, Reinigungsdienste, Innendekorateure) ihre nationalen Zugangsregelungen weiterhin anwenden


� 	spätestens


� 	spätestens


� 	spätestens


� 	Für selbständige Landwirte, die das Land gepachtet haben gelten kürzere Übergangsfristen (drei Jahre ab Pachtvertrag) oder gar keine


� 	Selbständige Landwirte können Agrarland kaufen, wenn sie dieses bereits drei (westliche sowie nordöstliche Gebiete) bzw. sieben Jahre (südliche Gebiete) gepachtet haben
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